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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Pflegeversicherung
Abteilung 3
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren sozialgerichtliches Verfahren

Nichtzulassungsbeschwerde
Besetzungsrüge
gesetzlicher Richter
Befangenheit
Ablehnungsantrag
Willkür

Leitsätze Die Verfahrensrüge das Berufungsgericht
sei fehlerhaft besetzt gewesen weil ein
Ablehnungsantrag gegen einen
mitwirkenden Richter wegen Besorgnis
der Befangenheit zu Unrecht abgewiesen
worden sei kann im Rahmen einer
Nichtzulassungsbeschwerde nur auf die
Behauptung gestützt werden die
Behandlung des Ablehnungsantrages
beruhe auf willkürlichen bzw
manipulativen Erwägungen (Fortführung
von BSG vom 10.9.1998 B 7 AL 36/98 R =
DBIR 4498a SonstVerfR/§ 551 ZPO und
Fortführung von BSG vom vom 28.8.2002 
B 11 AL 49/02 B).

Normenkette SGG § 60 Abs 1
SGG § 160a
SGG § 177
SGG § 202
ZPO § 547
ZPO § 557 Abs 2
GG Art 101 Abs 1 S 2
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Datum 24.02.2003

3. Instanz

Datum 05.08.2003

Der Antrag des KlÃ¤gers, ihm zur DurchfÃ¼hrung des Beschwerdeverfahrens
Prozesskostenhilfe zu gewÃ¤hren und Rechtsanwalt Dr. G. beizuordnen, wird
abgelehnt. Die Beschwerde des KlÃ¤gers gegen die Nichtzulassung der Revision im
Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 24. Februar 2003 wird als
unzulÃ¤ssig verworfen. Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Prozesskostenhilfe ist nicht zu bewilligen, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung
keine Erfolgsaussicht hat (Â§ 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm Â§ 114
Zivilprozessordnung (ZPO)).

Die Beschwerde ist unzulÃ¤ssig, weil sie nicht in der durch die Â§Â§ 160 Abs 2 und 
160a Abs 2 Satz 3 SGG festgelegten Form begrÃ¼ndet worden ist. Sie ist deshalb
nach Â§ 169 iVm Â§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG ohne Zuziehung ehrenamtlicher Richter
zu verwerfen.

Der KlÃ¤ger macht als Zulassungsgrund Verfahrensfehler geltend. Ein
Verfahrensfehler (Â§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) ist aber nur dann formgerecht
"bezeichnet", wenn die ihn begrÃ¼ndenden Tatsachen im Einzelnen angegeben
sind und â�� in sich verstÃ¤ndlich â�� den behaupteten Verfahrensfehler ergeben
(BSG SozR 1500 Â§ 160a Nr 14); auÃ�erdem ist darzulegen, dass und warum die
angefochtene Entscheidung darauf beruhen kann. Diesen Anforderungen wird die
BeschwerdebegrÃ¼ndung vom 30. Mai 2003 nicht gerecht.

Der KlÃ¤ger rÃ¼gt, ihm seien â�� als Rechtbeistand und Mitglied der
Rechtsanwaltskammer K. â�� die Gerichts- und Verwaltungsakten nicht in seine
Kanzlei zur Einsichtnahme Ã¼bersandt worden, obwohl er wegen seiner Erkrankung
(Multiple Sklerose) auf diese Form der Akteneinsicht angewiesen sei und dies dem
Landessozialgericht (LSG) mitgeteilt habe. Die angebotene MÃ¶glichkeit der
Einsichtnahme in der GeschÃ¤ftsstelle des LSG oder des Sozialgerichts Aachen habe
er krankheitsbedingt nicht wahrnehmen kÃ¶nnen. Dadurch habe er nicht
nachprÃ¼fen und vortragen kÃ¶nnen, ob der Beklagten alle SchriftsÃ¤tze,
insbesondere aber der Antragsschriftsatz vom 24. (richtig: 20.) Oktober 2001,
entgegen ihrem Vorbringen nicht doch zugegangen seien, und er deshalb den
Vorwurf der pflichtwidrigen UntÃ¤tigkeit der Beklagten zu Recht erhoben habe. Dies
komme einer EinschrÃ¤nkung seines Anspruchs auf rechtliches GehÃ¶r gleich (Â§
62 SGG).

Es kann offen bleiben, ob und unter welchen nÃ¤heren Voraussetzungen auch
einem selbst als KlÃ¤ger auftretenden Rechtsbeistand ein Anspruch auf
Ã�bersendung der Gerichts- und Verwaltungsakten in seine Kanzlei zusteht; dem
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Wortlaut des die Akteneinsicht im sozialgerichtlichen Verfahren regelnden Â§ 120
SGG ist dies nicht zu entnehmen. Der geltend gemachte Verfahrensfehler ist
nÃ¤mlich schon deshalb nicht formgerecht "bezeichnet", weil nicht dargelegt
worden ist, welche Tatsachen oder RechtsausfÃ¼hrungen im Falle der
Ã�bersendung der Akten in die Kanzlei anschlieÃ�end vorgetragen worden wÃ¤ren
und dass die UntÃ¤tigkeitsklage in diesem Fall erfolgreich gewesen wÃ¤re (BSG 
SozR 1500 Â§ 160a Nr 36; Meyer-Ladewig, SGG, 7. Aufl 2002, Â§ 160a RdNr 16e
mwN). Nach der Einsichtnahme in die Gerichts- und Verwaltungsakten durch seinen
jetzigen ProzessbevollmÃ¤chtigten wÃ¤re der KlÃ¤ger zu einem solchen Vortrag
auch in der Lage gewesen.

Soweit der KlÃ¤ger darÃ¼ber hinaus beanstandet, sein Befangenheitsantrag vom 6.
Dezember 2002 gegen den Vorsitzenden Richter Dr. S. sei durch den Beschluss des
LSG vom 11. Dezember 2002 zu Unrecht abgelehnt worden mit der Folge, dass
dieser Richter an der angefochtenen Entscheidung nicht mehr hÃ¤tte beteiligt
werden dÃ¼rfen, bezeichnet er auch mit diesem Vorbringen einen
Verfahrensmangel nicht hinreichend.

Nach der Vorschrift des Â§ 557 Abs 2 ZPO, die mit Â§ 548 ZPO in der bis zum 31.
Dezember 2001 gÃ¼ltigen Fassung Ã¼bereinstimmt und gemÃ¤Ã� Â§ 202 SGG im
sozialgerichtlichen Verfahren entsprechend anzuwenden ist, unterliegen die dem
Endurteil vorausgehenden Entscheidungen der Beurteilung des Revisionsgerichts
dann nicht, wenn sie ihrerseits unanfechtbar sind. Diese EinschrÃ¤nkung der
PrÃ¼fungsbefugnis des Revisionsgerichts ist bei BeschlÃ¼ssen, durch die ein
Ablehnungsgesuch gemÃ¤Ã� Â§ 60 Abs 1 SGG iVm Â§ 46 Abs 2 ZPO
zurÃ¼ckgewiesen wird, immer dann gegeben, wenn sie â�� wie hier â�� von einem
LSG erlassen werden und deshalb gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG der Anfechtung mit der
Beschwerde entzogen sind (vgl bereits BSG SozR SGG Â§ 60 Nr 4). Dies hat zur
Folge, dass die ZurÃ¼ckweisung eines Befangenheitsantrags grundsÃ¤tzlich auch
nicht als Verfahrensfehler iS von Â§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG geltend gemacht werden
kann (BSG SozR 1500 Â§ 160 Nr 57 S 60 f; BSG, Beschluss vom 28. August 2002 â��
B 11 AL 49/02 B â�� juris; BGHZ 85, 145, 148 und 95, 302, 306).

Eine im Zusammenhang mit einer unanfechtbaren Vorentscheidung erhobene
RÃ¼ge eines Verfahrensmangels ist nur ausnahmsweise zulÃ¤ssig, wenn sie sich
nicht gegen die Richtigkeit der Vorentscheidung als solche wendet, sondern einen
Mangel betrifft, der als Folge der beanstandeten Vorentscheidung sich auf das
angefochtene Urteil selbst auswirkt (BSG SozR 1500 Â§ 160 Nr 57 S 61 unter
Hinweis auf BVerwG DÃ�V 1973, 342, 343 sowie BVerwG Buchholz 303 Â§ 548 Nr 1;
vgl auch BFH, Beschluss vom 13. Januar 2003 â�� III B 51/02 â�� juris). Bei der
ZurÃ¼ckweisung eines Befangenheitsantrags gegen einen Richter kann ein sich auf
das angefochtene Urteil selbst auswirkender Mangel nur dann vorliegen, wenn die
Behandlung eines Ablehnungsantrags so fehlerhaft ist, dass durch die weitere
Mitwirkung des abgelehnten Richters das Verfahrensgrundrecht auf den
gesetzlichen Richter nach Art 101 Abs 1 Satz 2 Grundgesetz (GG) verletzt ist und
das Berufungsgericht bei seiner Entscheidung deshalb unrichtig besetzt war (Â§ 202
SGG iVm Â§ 547 Nr 1 ZPO; zu einem solchen Sachverhalt vgl BSG, Urteil vom 10.
September 1998 â�� B 7 AL 36/98 R â�� DBlR 4498a, SonstVerfR/Â§ 551 ZPO;
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BVerwG, Beschluss vom 9. November 2001 â�� 6 B 59/01 â�� Buchholz 310 Â§ 132
Abs 2 Ziff 3 VwGO Nr 29 mwN; BFH, Beschluss vom 13. Januar 2003 â�� III B 51/02
â�� juris).

Art 101 Abs 1 Satz 2 GG greift nur bei willkÃ¼rlichen VerstÃ¶Ã�en gegen
Verfahrensvorschriften ein. Erforderlich ist deshalb, dass willkÃ¼rliche oder
manipulative ErwÃ¤gungen fÃ¼r die ZurÃ¼ckweisung des Ablehnungsgesuchs
bestimmend gewesen sind (BSG, Urteil vom 10. September 1998, aaO; vgl auch
BVerwG, Urteil vom 10. November 1999 â�� 6 C 30.98 â�� BVerwGE 110, 40, 46
mwN). Die lediglich unrichtige Entscheidung Ã¼ber ein Ablehnungsgesuch fÃ¼hrt
somit noch nicht zur vorschriftswidrigen Besetzung des Gerichts. WillkÃ¼rlich ist die
Entscheidung eines Gerichts nur dann, wenn sie sich unter BerÃ¼cksichtigung der
besonderen UmstÃ¤nde des Einzelfalls so weit von dem sie beherrschenden
verfassungsrechtlichen Grundsatz des gesetzlichen Richters entfernt hat, dass sie
nicht zu rechtfertigen ist (BVerfGE 29, 45, 49 mwN).

Eine mit der Nichtzulassungsbeschwerde erhobene BesetzungsrÃ¼ge hat nach
alledem nur dann Aussicht auf Erfolg, wenn sich dem Beschwerdevorbringen
entnehmen lÃ¤sst, dass der Beschluss Ã¼ber die ZurÃ¼ckweisung des
Ablehnungsgesuchs nicht nur fehlerhaft, sondern greifbar gesetzwidrig und damit
willkÃ¼rlich ist. Eine greifbar gesetzwidrige, zu einer Verletzung des gesetzlichen
Richters fÃ¼hrende ZurÃ¼ckweisung des Ablehnungsgesuchs durch den Beschluss
des LSG vom 11. Dezember 2002 lÃ¤sst sich der Darstellung des KlÃ¤gers jedoch
nicht entnehmen. Der Vortrag des KlÃ¤gers, sein Befangenheitsantrag habe sich im
Wesentlichen darauf gestÃ¼tzt, dass der Richter es zum einen abgelehnt hatte, ihm
die beantragte Akteneinsicht in der beantragten Form zu ermÃ¶glichen, und dieser
zum anderen nicht bereit war, das Verfahren wegen seiner schlechten
gesundheitlichen Verfassung auszusetzen, befasst sich allein mit der BegrÃ¼ndung
seines Ablehnungsgesuchs, enthÃ¤lt aber keinen Anhaltspunkt fÃ¼r die Annahme,
dass die Entscheidung selbst schlechterdings unverstÃ¤ndlich, unvertretbar und
damit willkÃ¼rlich gewesen sein kÃ¶nnte.

Die zusÃ¤tzlichen persÃ¶nlichen AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers vom 4. Juni 2003
konnten im Rahmen des Beschwerdeverfahrens nicht berÃ¼cksichtigt werden, weil
er nicht zum Kreis der beim Bundessozialgericht zugelassenen
ProzessbevollmÃ¤chtigten gehÃ¶rt (Â§ 166 SGG).

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193
SGG.

Erstellt am: 06.10.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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